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Grundflächenzahl- Höchstmaß

NUTZUNGSSCHABLONE

Stand:

Plangröße:

56766 Ulmen
Fax.: 02676/9519111
56751 Polch
Fax.: 02654/964574

Tel.: 02676/9519110
Waldstrasse 14

Tannenweg 10 
Tel.: 02654/964573 

Geändert:Dirk Strang

Art der baulichen Nutzung

Geschoßflächenzahl- Höchstmaß

Höhe baulicher Anlagen

Bauweise, abweichend

ÜBERSICHTSKARTE

1:1.000

----

----

--------
siehe

VERFAHRENSVERMERKELEGENDE

Phase:

Bearbeitet:

Maßstab:

WeSt
Stadtplaner GmbH

FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF

Fläche für den Gemeinbedarf

(§ 9 Abs.1 Nr. 5 BauGB)

Zweckbestimmung Feuerwehr und Katastrophenschutz 

Zweckbestimmung Anlage und Einrichtung für soziale Zwecke - Kindertagesstätte 

Zweckbestimmung Anlage und Einrichtung für soziale Zwecke - Kindertagesstätte 

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB)
Grundflächenzahl

Firsthöhe

Gebäudehöhe

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)VERKEHRSFLÄCHE

öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

GRÜNFLÄCHEN

öffentliche Grünfläche "Quartiersgrün"

(§ 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB)

FLÄCHEN FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN
BEPFLANZUNGEN (§ 9 Abs.1 Nr. 25b BauGB)

SONSTIGE PLANZEICHEN

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Vermaßung

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der 2. Änderung des Bebauungsplans

Fläche für die Erhaltung von Bäumen

Projekt: 2. Änderung Bebauungsplan
"Teilgebiet Barbarossastraße"

Stadt Sinzig

0,8

Baumbestand

17.07.2025

                höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse
nur Einzel- und Doppelhäuser

DATENGRUNDLAGE

J

KiTa

GRZ = 0,8

FH = 12 m

GH = 10 m

Zweckbestimmung öffentlicher Parkplatz

18.0

RECHTSGRUNDLAGEN                    

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß
§ 3 (1) BauGB und der Behörden sowie

sonstiger Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 (1) BauGB im beschleunigten Verfahren

nach § 13a BauGB

Textfestsetzungen 
A 2.2

ÄNDERUNGSBESCHLUSS 
 

 SATZUNGSBESCHLUSS 
 

Der Stadtrat hat am       die 2. Änderung des 
Bebauungsplans gemäß § 2 (1) BauGB be-
schlossen. 
Der Änderungsbeschluss ist am      ortsüblich 
bekanntgemacht worden. 
 
Sinzig, den    
 
 
 
 
 
(Andreas Geron, Bürgermeister) 
 
 

 Der Stadtrat hat am           die 2. Änderung 
des Bebauungsplans gemäß § 10 (1) Bau-
gesetzbuch als Satzung beschlossen. 

 
Sinzig, den   

 
 
 

 
 
 

 
(Andreas Geron, Bürgermeister) 

 

FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER ÖFFENT-
LICHKEIT SOWIE DER BEHÖRDEN UND 
SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BE-
LANGE 
 

 AUSFERTIGUNG 
 
 

Die 2. Änderung des Bebauungsplans ein-
schließlich der Textfestsetzungen hat mit der 
Begründung gemäß § 3 (1) BauGB in der Zeit 
vom    bis         zu jedemanns Einsicht  öffent-
lich ausgelegen.  
Ort und Dauer der Auslegung wurden am         
mit dem Hinweis öffentlich bekanntgemacht, 
dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können.  
Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange wurden gemäß § 4 (1) BauGB mit 
Schreiben vom        zur Abgabe einer Stellung-
nahme aufgefordert. 
 
Sinzig, den   
 
 
 
 
 
(Andreas Geron, Bürgermeister) 
 
 

 Die Übereinstimmung der textlichen und 
zeichnerischen Inhalte der 2. Änderung des 
Bebauungsplans mit dem Willen des Stadt-
rates sowie die Einhaltung des gesetzlich 
vorgeschriebenen Verfahrens zur Ände-
rung des Bebauungsplans werden bekun-
det.  
Die 2. Änderung des Bebauungsplans wird 
hiermit ausgefertigt. 
Sie tritt mit dem Tage der Bekanntmachung 
in Kraft. 

 
Sinzig, den   

 
 
 
 
 
 
 

(Andreas Geron, Bürgermeister) 
 
 

BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT SO-
WIE DER BEHÖRDEN UND SONSTIGEN 
TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
 

 BEKANNTMACHUNG 
 

Die 2. Änderung des Bebauungsplans ein-
schließlich der Textfestsetzungen hat mit der 
Begründung gemäß § 3 (2) BauGB in der Zeit 
vom        bis         zu jedermanns Einsicht öffent-
lich ausgelegen.  
Ort und Dauer der Auslegung wurden am         
mit dem Hinweis öffentlich bekanntgemacht, 
dass Anregungen während der Auslegungsfrist 
vorgebracht werden können.  
Die Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange wurden gemäß § 4 (2) BauGB mit 
Schreiben vom        zur Abgabe einer Stellung-
nahme aufgefordert. 
 
Sinzig, den   
 
 
 
 
 
(Andreas Geron, Bürgermeister) 
 

 Der Satzungsbeschluss der 2. Änderung 
des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei 
der der Plan auf Dauer während der Dienst-
stunden von jedermann eingesehen wer-
den kann und über den Inhalt Auskunft zu 
erhalten ist, sind ortsüblich 
bekanntgemacht worden. 
Mit der Bekanntmachung am ………. tritt 
die 2. Änderung des Bebauungsplans in 
Kraft. 

 
Sinzig, den  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

(Andreas Geron, Bürgermeister) 
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